
BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 377/2012 des Rates vom 3. Mai 2012 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte den Frieden, die Sicherheit und die Stabilität in der Republik Guinea-Bissau gefährdende Personen, 

Organisationen und Einrichtungen 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 119 vom 4. Mai 2012) 

Auf Seite 3, Artikel 5 Absatz 1: 

anstatt: „Artikel 5 

(1) Abweichend von Artikel 2 können die auf den in Anhang II genannten Internetseiten aufgeführ­
ten zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirt­
schaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand eines Zurückbehaltungs­
rechts, dessen Bestehen vor dem Tag, an dem die in Artikel 2 genannte natürliche oder juristische 
Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen wurde, von einem Gericht, einer 
Verwaltungsbehörde oder einem Schiedsgericht festgestellt wurde, oder Gegenstand einer vor diesem 
Tag ergangenen Entscheidung eines Gerichts, einer Verwaltungsbehörde oder eines Schiedsgerichts, 

b) die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der geltenden Gesetze 
und sonstigen Rechtsvorschriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich für die Erfüllung der 
Forderungen verwendet, die durch ein solches Zurückbehaltungsrecht gesichert sind oder deren 
Bestand in einer solchen Entscheidung bestätigt worden ist, 

c) das Zurückbehaltungsrecht oder die Entscheidung begünstigt nicht eine in Anhang I aufgeführte 
natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung, und 

d) die Anerkennung des Zurückbehaltungsrechts oder der Entscheidung steht nicht im Widerspruch zur 
öffentlichen Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats.“ 

muss es heißen: „Artikel 5 

(1) Abweichend von Artikel 2 können die auf den in Anhang II genannten Internetseiten aufgeführ­
ten zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirt­
schaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand eines Sicherungs- und 
Zurückbehaltungsrechts, dessen Bestehen vor dem Tag, an dem die in Artikel 2 genannte natürliche 
oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen wurde, von einem 
Gericht, einer Verwaltungsbehörde oder einem Schiedsgericht festgestellt wurde, oder Gegenstand 
einer vor diesem Tag ergangenen Entscheidung eines Gerichts, einer Verwaltungsbehörde oder eines 
Schiedsgerichts, 

b) die betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der geltenden Gesetze 
und sonstigen Rechtsvorschriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich für die Erfüllung der 
Forderungen verwendet, die durch ein solches Sicherungs- und Zurückbehaltungsrecht gesichert sind 
oder deren Bestand in einer solchen Entscheidung bestätigt worden ist, 

c) das Sicherungs- und Zurückbehaltungsrecht oder die Entscheidung begünstigt nicht eine in Anhang I 
aufgeführte natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung, und 

d) die Anerkennung des Sicherungs- und Zurückbehaltungsrechts oder der Entscheidung steht nicht im 
Widerspruch zur öffentlichen Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats.“;
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auf Seite 3, Artikel 8 Absatz 1: 

anstatt: „(1) Unbeschadet der geltenden Vorschriften über die Anzeigepflicht, die Vertraulichkeit und das 
Berufsgeheimnis sind die in Anhang I aufgeführten natürlichen und juristischen Personen, Organisatio­
nen und Einrichtungen verpflichtet, 

a) der auf den …“ 

muss es heißen: „(1) Unbeschadet der geltenden Vorschriften über die Anzeigepflicht, die Vertraulichkeit und das 
Berufsgeheimnis sind natürliche und juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen verpflichtet, 

a) der auf den …“; 

auf Seite 4, Artikel 12 Absatz 1: 

anstatt: „(1) Die Mitgliedstaaten legen die Regeln für Sanktionen bei Verstößen gegen diese Verordnung fest 
und treffen die für deren Anwendung erforderlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen 
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.“ 

muss es heißen: „(1) Die Mitgliedstaaten legen die Regeln für Sanktionen bei Verstößen gegen diese Verordnung fest 
und treffen die Maßnahmen, die notwendig sind, um sicherzustellen, dass die Sanktionen durchgeführt 
werden. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.“
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